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Einführung 1. Teil

1. Teil: Einführung

Als Schuldverhältnis wird eine Rechtsbeziehung zwischen zwei
oder mehreren Personen bezeichnet, durch die eine Person (der
Gläubiger) berechtigt ist, von der anderen Person (dem Schuldner)
eine Leistung zu fordern, vgl. § 241 Abs. 1.

Schuldverhältnisse entstehen entweder durch Rechtsgeschäft
oder kraft Gesetzes. Daneben können sich auch aus bestimmten
geschäftlichen Kontakten sog. „rechtsgeschäftsähnliche Schuld-
verhältnisse“ ergeben.

n Rechtsgeschäftliche Schuldverhältnisse entstehen gemäß
§ 311 Abs. 1 grundsätzlich durch Vertrag (z.B. Kaufvertrag,
§§ 433 ff.) – also aufgrund übereinstimmender Willenserklärun-
gen (mindestens) zweier Parteien, ausnahmsweise durch einsei-
tiges Rechtsgeschäft (z.B. Auslobung, § 657) – also aufgrund le-
diglich einer Willenserklärung. 

n Rechtsgeschäftsähnliche Schuldverhältnisse kommen ge-
mäß § 311 Abs. 2 bereits durch die Aufnahme von Vertragsver-
handlungen, die Anbahnung eines Vertrags oder ähnliche ge-
schäftliche Kontakte zustande und können nach § 311 Abs. 3
auch zu Dritten bestehen, mit denen der Vertrag gar nicht ge-
schlossen werden soll. Die rechtsgeschäftsähnlichen Schuldver-
hältnisse sind an sich als gesetzliche Schuldverhältnisse einzu-
ordnen, sie sind jedoch den rechtsgeschäftlichen Schuldver-
hältnissen weitgehend gleichgestellt.

n Gesetzliche Schuldverhältnisse entstehen unabhängig vom
Willen der Parteien aufgrund einer gesetzlichen Anordnung. 

Der wesentliche Unterschied zwischen rechtsgeschäftlichen und ge-
setzlichen Schuldverhältnissen besteht darin, dass die Entstehung ei-
nes gesetzlichen Schuldverhältnisses nicht von einem Willen abhän-
gig ist, eine bestimmte Rechtsfolge herbeiführen zu wollen.

Mit diesem Skript geben wir Ihnen einen Überblick über die wich-
tigsten gesetzlichen Schuldverhältnisse:

n Geschäftsführung ohne Auftrag, §§ 677 ff.

n Ungerechtfertigte Bereicherung, §§ 812 ff.

n Unerlaubte Handlungen, §§ 823 ff. 

!

Weitere gesetzliche 
Schuldverhältnisse sind 
z.B.:
n EBV, §§ 987 ff.
n Einbringung von 

Sachen bei Gastwirten, 
§§ 701 ff.

n Fund, §§ 965 ff.
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Check zum 3. und 4. Abschnitt (unberechtigte und unechte GoA)

Check zum 3. und 4. Abschnitt (unberechtigte und unechte GoA) 1. Wodurch unterscheidet sich
die unberechtigte von der be-
rechtigten GoA?

1. Das Unterscheidungsmerkmal zwischen der berech-
tigten und der unberechtigten GoA ist das Interesse
und der Wille des Geschäftsherrn bzgl. der Übernahme
der Geschäftsführung:
Entspricht die Übernahme der Geschäftsführung dem
Interesse und dem Willen des Geschäftsherrn, liegt eine
berechtigte GoA vor; nach h.M. ist wegen der gegen-
über dem Wortlaut der Norm vorrangigen Privatauto-
nomie des Geschäftsherrn ebenfalls eine berechtigte
GoA gegeben, wenn die Übernahme der Geschäftsfüh-
rung zwar nicht dem Interesse des Geschäftsherrn, je-
doch seinem Willen entspricht.
Entspricht die Übernahme der Geschäftsführung nicht
dem Interesse und/oder nicht dem Willen des Ge-
schäftsherrn, liegt eine unberechtigte GoA vor.

2. Wodurch unterscheidet sich
die unechte von der echten
GoA?

2. Das Unterscheidungsmerkmal zwischen der echten
und der unechten GoA ist der Fremdgeschäftsfüh-
rungswille! Dieser liegt bei echter GoA vor und fehlt bei
der unechten GoA.

3. Was unterscheidet den Um-
fang des Anspruchs aus §§ 684
S. 1, 812 ff. vom Aufwendungs-
ersatzanspruch aus §§ 677, 683
S. 1, 670?

3. Gemäß §§ 677, 683 S. 1, 670 werden bei berechtigter
GoA die vom Geschäftsführer getätigten Aufwendun-
gen ersetzt, soweit er sie für erforderlich halten durfte.
Demgegenüber wird bei der unberechtigten GoA ge-
mäß §§ 684 S. 1, 812 ff. lediglich die beim Geschäfts-
herrn noch vorhandene Bereicherung abgeschöpft. 

4. Was ist das Besondere an
§ 678?

4. Das Besondere an § 678 ist, dass es sich um eine
Haftung für Übernahmeverschulden handelt: der Ge-
schäftsführer muss nur den Willen des Geschäftsherrn
bzgl. der Übernahme des Geschäfts schuldhaft falsch
eingeschätzt haben; ob ihn bzgl. der Verletzungshand-
lung ein Verschulden trifft oder nicht, ist unerheblich. 

5. Stehen dem Geschäftsherrn
bei unberechtigter GoA auch
die Ansprüche aus §§ 677, 681
sowie § 280 Abs. 1 zu?

5. Nach einer Ansicht stehen diese Ansprüche dem Ge-
schäftsherrn bei unberechtigter GoA nicht zu, da er ja
gerade nicht wolle, dass der Geschäftsführer über-
haupt tätig wird. Nach a.A. stehen diese Ansprüche
dem Geschäftsherrn auch bei unberechtigter GoA zu,
da ansonsten der berechtigte Geschäftsführer mehr
Pflichten habe als der unberechtigte.

03 Gesetzliche Schuldverhältnisse.fm  Seite 25  Freitag, 10. November 2017  1:06 13



79

Unerlaubte Handlungen 4. Teil

4. Teil: Unerlaubte Handlungen
Die Bezeichnung des 
Rechts der unerlaubten 
Handlung als Deliktsrecht 
leitet sich aus dem lateini-
schen „delictum“ (= Ver-
gehen, Übertretung) ab.

Das Recht der unerlaubten Handlungen (auch Deliktsrecht ge-
nannt) ist in erster Linie in den §§ 823 ff. geregelt. Aber auch außer-
halb des BGB sind zahlreiche Anspruchsgrundlagen, die eine delik-
tische Haftung enthalten, zu finden – z.B. § 1 Abs. 1 ProdHaftG, §§ 7,
18 StVG.

Das Deliktsrecht regelt, unter welchen Voraussetzungen jemand
für einen Schaden, den ein anderer erleidet, – unabhängig vom
Vorliegen einer Vertragsbeziehung – ersatzpflichtig ist. 

Das Deliktsrecht wird oft auch als das Spiegelbild zum Bereiche-
rungsrecht bezeichnet: Während es bei den §§ 812 ff. um die Ab-
schöpfung von ungerechtfertigten Bereicherungen geht, ist die zentra-
le Frage des Deliktsrechts der Ausgleich von Schäden.

Vereinfacht gesagt lauten die Fragestellungen

n im Bereicherungsrecht: Was hat der Anspruchsgegner (ungerecht-
fertigt) zu viel?

n im Deliktsrecht: Um was hat der Anspruchsgegner die geschützten
Rechtspositionen des Anspruchstellers (rechtswidrig) vermindert?

Für den nicht seltenen Fall, dass der Anspruchsgegner den Anspruch-
steller geschädigt und sich gleichzeitig dadurch bereichert hat, kom-
men sowohl Ansprüche aus unerlaubter Handlung als auch aus unge-
rechtfertigter Bereicherung in Betracht.

Beispiel: A entwendet dem B dessen Armbanduhr. 

B hat sowohl Ansprüche aus § 823 Abs. 1 als auch aus § 812 Abs. 1 S. 1 Alt. 2 ge-
gen A, denn B hat einen Schaden erlitten (ihm fehlt seine Armbanduhr). Im Üb-
rigen ist A um die Uhr ungerechtfertigt bereichert. Das Beispiel macht deutlich,
dass das Deliktsrecht dem B das „geben“ will, was er aufgrund der Handlung
des A „zu wenig“ hat, d.h. es geht um seinen Schaden. Das Bereicherungsrecht
hat demgegenüber die Aufgabe, „zu nehmen“, was A „zu viel“ in seinem Ver-
mögen hat.

Das BGB geht bei der deliktischen Haftung grundsätzlich vom Ver-
schuldensprinzip aus, d.h. der Schädiger haftet nur, wenn er den
Schaden rechtswidrig und schuldhaft verursacht hat. Dieses Ver-
schulden muss der Anspruchsteller dem Schädiger in der Regel
nachweisen, es wird jedoch in bestimmten Fällen vermutet, sodass
der Schädiger haftet, wenn er sich nicht exkulpiert, also nicht nach-
weist, dass ihn kein Verschulden trifft.

!

!
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Unerlaubte Handlungen4. Teil

In bestimmten Bereichen hat der Gesetzgeber ausnahmsweise
eine Gefährdungshaftung angeordnet, bei der die Haftung
– ohne Rücksicht auf Rechtswidrigkeit und Verschulden – daran
anknüpft, dass sich eine zwar erlaubte, aber spezifische und vom
Schädiger beherrschte Gefahr verwirklicht hat (z.B. Tierhalterhaf-
tung für Luxustiere gemäß § 833 S. 1; Kfz-Halterhaftung nach § 7
Abs. 1 StVG).

Daraus ergibt sich folgende Einteilung der deliktischen Haf-
tungsgründe:

§ 823 Abs. 1, § 823 Abs. 2 
und § 826 sind die Grund-
tatbestände des Delikts-
rechts und werden daher 
auch als „kleine General-
klauseln“ bezeichnet.

n Haftung für nachgewiesenes Verschulden:
z.B. §§ 823 Abs. 1, 823 Abs. 2, 826

n Haftung für vermutetes Verschulden:
z.B. §§ 831, 832, § 18 Abs. 1 StVG

n Gefährdungshaftung:
z.B. § 833 S. 1, § 1 Abs. 1 ProdHaftG, § 7 Abs. 1 StVG

Echte Anspruchskonkur-
renz zwischen vertrag-
lichen und deliktischen 
Ansprüchen

Das Deliktsrecht regelt lediglich, was von jedermann im Rechtsver-
kehr beachtet werden muss. Weitergehende Verpflichtungen kön-
nen sich aus einer schuldrechtlichen Sonderverbindung, insbeson-
dere aus einem Vertrag zwischen dem Schädiger und dem Geschä-
digten ergeben. In diesem Fall können Ansprüche aus unerlaubter
Handlung und aus Vertragspflichtverletzung nebeneinander zum
Zuge kommen (echte Anspruchskonkurrenz).

Beispiel: Ein Handwerker, der in der Wohnung des A die Wände streichen soll,
besudelt dabei die Möbel des A mit Farbe.

Da unerlaubte Handlungen ein gesetzliches Schuldverhältnis be-
gründen, sind sie im Klausuraufbau nach den vertraglichen An-
sprüchen zu erörtern. Sinnvollerweise sind vor den deliktischen
Ansprüchen gegebenenfalls Ansprüche aus GoA sowie dingliche
Ansprüche zu prüfen: Zum einen kann sich aus den Regeln über die
GoA ein Rechtfertigungsgrund ergeben, zum anderen kann der
Haftungsmaßstab gemäß § 680 analog modifiziert sein (vgl. oben
2. Teil, 2. Abschnitt, B. II. 1. [S. 14]); ferner kann bei Vorliegen einer
Vindikationslage gemäß §§ 985, 986 die Anwendung der delikti-
schen Regeln gesperrt sein, vgl. § 993 Abs. 1 a.E.

Im Folgenden werden die wichtigsten Haftungstatbestände des
Deliktsrechts näher erörtert.
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Grundtatbestand des § 823 Abs. 1 1. Abschnitt

1. Abschnitt: Grundtatbestand des § 823 Abs. 1

Aufbauschema: § 823 Abs. 1

I. Voraussetzungen (haftungsbegründender Tatbestand) 

1. Tatbestand

a) Rechtsgut- oder Rechtsverletzung

aa) Benannte Rechte und Rechtsgüter

n Leben

n Körper, Gesundheit

n Freiheit

n Eigentum

bb) Sonstige Rechte

b) Durch ein Verhalten, das dem Anspruchsgegner 
zuzurechnen ist

aa) Verhalten: positives Tun oder Unterlassen, wenn 
Garantenstellung

bb) Äquivalenz

cc) Adäquanz

dd) Schutzzweck der Norm

2. Rechtswidrigkeit

3. Verschulden

a) Verschuldensfähigkeit, §§ 827, 828

b) Verschuldensgrad: Vorsatz und jede Art von Fahr-
lässigkeit, § 276

 II. Rechtsfolge (haftungsausfüllender Tatbestand)

Ersatz des durch die Rechts(gut)verletzung zurechenbar ver-
ursachten Schadens

1. Ermittlung des zurechenbaren Schadens

a) Schadensermittlung 

b) Kausalität und Zurechnung

aa) Äquivalenz

bb) Adäquanz

cc) Schutzzweck der Norm

2. Schadensausgleich gemäß §§ 249 ff.

3. Mitverschulden des Geschädigten, § 254
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Unerlaubte Handlungen4. Teil

Die Haftung nach § 823 Abs. 1 setzt voraus, dass der Anspruchs-
gegner rechtswidrig und schuldhaft die genannten Rechtsgüter
(Leben, Körper, Gesundheit, Freiheit), das Eigentum oder sonstige
absolute Rechte eines anderen verletzt hat und dass diesem ande-
ren daraus ein Schaden entstanden ist.

Wichtig: Reine Vermögensverletzungen werden durch § 823 Abs. 1
nicht geschützt. Vielfach wird auch missverständlich formuliert, § 823
Abs. 1 ersetze „keine Vermögensschäden“. Richtig ist, dass § 823 Abs. 1
nur solche Vermögensschäden ersetzt, die auf einer Verletzung der in
dieser Vorschrift genannten absolut geschützten Rechte oder Rechts-
güter beruhen.

Beispiel: Kaufmann K wirbt dem Mitbewerber M einen Kunden ab, wodurch M
Gewinn entgeht, sodass er einen Schaden an seinem Vermögen erleidet.

M steht kein Ersatzanspruch aus § 823 Abs. 1 zu, weil K lediglich das Vermögen
des M beeinträchtigt hat, also kein absolut geschütztes Recht oder Rechtsgut
i.S.v. § 823 Abs. 1 verletzt hat (eventuell kommt, je nach den Umständen der
Abwerbung, § 823 Abs. 2 i.V.m. dem UWG zum Zuge).

Bei der Prüfung eines Anspruchs aus § 823 Abs. 1 muss sorgfältig
zwischen den Voraussetzungen (haftungsbegründender Tatbe-
stand) und der Rechtsfolge (haftungsausfüllender Tatbestand) ge-
trennt werden. Der haftungsbegründende Tatbestand ist seiner-
seits dreistufig gegliedert in Tatbestand, Rechtswidrigkeit und
Schuld. Der Tatbestand des § 823 Abs. 1 erfordert eine Rechts-
(gut)verletzung durch ein Verhalten, das dem Anspruchsgegner
zuzurechnen ist.

A. Rechts(gut)verletzung

§ 823 Abs. 1 schützt die Rechtspositionen Leben, Körper, Gesund-
heit, Freiheit sowie das Eigentum und sonstige Rechte.

I. Leben
Beachte: §§ 844, 845 sind 
keine eigenständigen An-
spruchsgrundlagen, da 
sie bereits einen Ersatz-
pflichtigen voraussetzen. 
Daher müssen diese Nor-
men im Obersatz einer 
Klausur immer mit einer 
deliktischen Anspruchs-
grundlage kombiniert 
werden.

Eine Verletzung des Lebens liegt im Fall der Tötung eines anderen
Menschen vor. §§ 844, 845 regeln, dass bestimmte, durch die Tö-
tung mittelbar geschädigte Personen unter gewissen Vorausset-
zungen Ersatz der Beerdigungskosten, entgangenen Unterhalt so-
wie entgangene Dienstleistung verlangen können. Nach der Neu-
regelung des § 844 Abs. 3, die am 22.07.2017 in Kraft getreten ist,
können Angehörige darüber hinaus bei Unfällen mit Todesfolge,
die sich nach dem Inkrafttreten der Regelung ereignet haben,
Schadensersatz in Geld wegen ihres immateriellen Schadens ver-
langen.

!
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Grundtatbestand des § 823 Abs. 1 1. Abschnitt

Beispiel: M hat den G am 04.08.2017 bei einem Fahrradunfall aus Fahrlässig-
keit tödlich verletzt. G hinterlässt die minderjährigen Kinder A und B.

M hat den G durch sein Verhalten – Anfahren mit dem Fahrrad – rechtswidrig
und schuldhaft getötet und verwirklicht somit den haftungsbegründenden
Tatbestand des § 823 Abs. 1. Den Kindern A und B stand zu Lebzeiten ihres Va-
ters G ein Unterhaltsanspruch gegen diesen aus § 1601 zu, der ihnen durch die
Tötung des G entzogen wurde. A und B steht daher gegen M ein Anspruch auf
Ersatz dieses entgangenen Unterhalts aus § 844 Abs. 2 i.V.m. § 823 Abs. 1 zu.
Ferner haben A und B einen Anspruch auf angemessene Entschädigung in
Geld gemäß § 823 Abs. 1 i.V.m. § 844 Abs. 3.

II. Körper- und Gesundheitsverletzung

Die Übergänge zwischen 
Körper- und Gesund-
heitsverletzung sind 
fließend, was aber für die 
rechtliche Behandlung 
nach § 823 Abs. 1 von 
geringer praktischer Be-
deutung ist.

Eine Körperverletzung ist jeder äußere Eingriff in die körperliche
Unversehrtheit. Eine Gesundheitsverletzung liegt vor, wenn die in-
neren Lebensvorgänge gestört sind.

Klassische Klausurprobleme ergeben sich bei folgenden Frage-
stellungen:

n Stellt der ärztliche Heileingriff eine Körperverletzung dar?

Auch der nach den Regeln der ärztlichen Kunst und mit Erfolg
durchgeführte ärztliche Heileingriff ist eine tatbestandsmäßige
Körperverletzung. Allerdings entfällt die Rechtswidrigkeit, wenn
der Eingriff von einer wirksam erteilten Einwilligung abgedeckt
ist.

n Ist die Zerstörung oder Beschädigung abgetrennter Körper-
bestandteile eine Körperverletzung?

Fraglich ist, ob die Körperbestandteile nach ihrer Abtrennung
vom Körper noch zu diesem gehören oder ob der Betroffene
dann Sacheigentum an den abgetrennten Körperteilen erlangt
hat. Die Rspr. differenziert in ihrer Beurteilung: 

n Soll die Abtrennung vom Körper dauerhaft sein – z.B. bei ei-
ner Nierenspende, dann gehört der abgetrennte Körperteil
nicht mehr zum Körper, sondern der Betroffene erlangt an
dem Körperteil Sacheigentum. Folglich liegt im Fall der Ver-
nichtung oder Beschädigung nur eine Eigentumsverletzung
und keine Körperverletzung vor.

n Soll die Abtrennung nur vorübergehend erfolgen – der ab-
getrennte Körperbestandteil also später dem eigenen Körper
wieder zugeführt werden, z.B. bei einer Eigenblutspende –, so
bleibt der abgetrennte Teil auch während der Trennung Be-
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standteil des Körpers, sodass eine Zerstörung oder Beschädi-
gung eine Körperverletzung darstellt.

Wichtig ist die Kenntnis dieser Differenzierung für mögliche
Schmerzensgeldansprüche des Betroffenen, da § 253 Abs. 2 eine
Körper- oder Gesundheitsverletzung voraussetzt.

n Ist die Schädigung der Leibesfrucht eine Körperverletzung?

Gemäß § 1 beginnt die Rechtsfähigkeit eines Menschen mit der
Vollendung der Geburt, sodass die Schädigung der Leibesfrucht
mangels Rechtsfähigkeit des Nasciturus keine Körper- oder Ge-
sundheitsverletzung darstellt. Für eine Körper- bzw. Gesund-
heitsverletzung i.S.v. § 823 Abs. 1 ist es jedoch ausreichend, dass
sich die schädigende Handlung an einem rechtsfähigen Men-
schen auswirkt. Infolgedessen wird die Schädigung der Leibes-
frucht mit Vollendung der Geburt zu einer tatbestandsmäßigen
Körper- und Gesundheitsverletzung des lebend geborenen Kin-
des, wenn das Kind durch die Körperverletzungshandlung mit
einer Behinderung geboren wird. 

n Sind psychische Beeinträchtigungen Gesundheitsverletzun-
gen?

Die Einschränkung ist 
notwendig, damit die 
deliktische Haftung in 
diesem Bereich nicht 
ausufert.

Eine psychische Beeinträchtigung stellt eine Gesundheitsverlet-
zung dar, wenn die Beeinträchtigung einen echten (pathologi-
schen) Krankheitswert hat – es also zu medizinisch diagnosti-
zierbaren Folgewirkungen kommt.

III. Freiheit

Mit Freiheitsverletzung i.S.v. § 823 Abs. 1 ist nicht jede, die freie Wil-
lensbetätigung ausschließende Einwirkung gemeint. Erforderlich
ist vielmehr die Entziehung der körperlichen Bewegungsfreiheit
oder die Nötigung zu einer Handlung durch Drohung, Zwang oder
Täuschung.

Beispiel: Einsperren einer Person

IV. Eigentum

Eine Eigentumsverletzung liegt vor, wenn in die Befugnisse des Ei-
gentümers, mit der Sache grundsätzlich nach Belieben zu verfah-
ren (Nutzungsrecht, vgl. § 903) und andere von jeder Einwirkung
auszuschließen (Abwehrrecht, vgl. § 903), eingegriffen wird. 

!

03 Gesetzliche Schuldverhältnisse.fm  Seite 84  Freitag, 10. November 2017  1:06 13



85

Grundtatbestand des § 823 Abs. 1 1. Abschnitt

Man unterscheidet 5 Fallgruppen:

n Substanzverletzung

n Sachentzug

n Gebrauchsbeeinträchtigung

n rechtliche Beeinträchtigung

n Immissionen

1. Substanzverletzung

a) Vorher intakte Sache

Eine Eigentumsverletzung in Form der Substanzverletzung ist ge-
geben, wenn eine vorher intakte Sache beschädigt oder zerstört
wird.

Beispiel: Beim Fußballspielen schießt M den Ball durch die Wohnzimmerschei-
be des E, die in tausend Stücke zerspringt.

b) Mangelbehaftete Sache

Problematisch ist das Vorliegen einer Eigentumsverletzung, wenn
z.B. der Käufer einer Sache infolge eines Mangels der Sache einen
Nachteil erleidet. Hierbei ist nach h.M. wie folgt zu unterscheiden:

aa) Ursprünglicher Mangel

Soweit es nur um den bei Eigentumserwerb bereits vorhande-
nen Mangel geht, scheidet § 823 Abs. 1 schon begrifflich aus, da
der Käufer zu keinem Zeitpunkt mangelfreies, also unbeschädigtes
Eigentum hatte. 

Beispiel: K erwirbt eine Vase, die einen Sprung hat.

K kann keinen Schadensersatz nach § 823 Abs. 1 verlangen, da der von vornhe-
rein vorhandene Sprung in der Vase keine Eigentumsverletzung ist. Die Rechte
des K beurteilen sich ausschließlich nach den §§ 434 ff.

bb) Weiterfressender Mangel
Problem des sog. „Weiter-
fressermangels“

Fraglich ist, ob bei Lieferung einer mangelhaften Sache, deren
Mangelhaftigkeit zunächst auf einen Teilbereich beschränkt ist
und bei der sich der ursprüngliche Mangel dann auf weitere Teile
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der Sache ausdehnt („weiterfressender Mangel“), eine Eigentums-
verletzung gegeben ist. 

Beispiel: Werkstattbesitzer P bestellt bei der Firma SF eine Ölreinigungsanla-
ge. Die Reinigung und Entfettung geschieht mittels Erhitzens und Verdamp-
fens einer reinigenden Flüssigkeit. Das Aufheizen der Flüssigkeit erfolgt über
Heizdrähte, die in der Flüssigkeit liegen und immer von dieser bedeckt sein
müssen. Dies soll durch einen sog. „Schwimmschalter“ gewährleistet werden,
der auf der Flüssigkeit schwimmt und den Strom für die Heizdrähte abstellt,
wenn die Flüssigkeit unter einen bestimmten Pegel absinkt. Nach einiger Zeit
des Gebrauchs versagte ein defekter Schwimmschalter. Infolgedessen kommt
es zu einem Brand, bei dem die gesamte Anlage zerstört wird. Liegt eine Eigen-
tumsverletzung vor? 

Allein die Lieferung einer mangelhaften Sache – Ölreinigungsanla-
ge mit defektem Schwimmschalter – ist keine Verletzung des Ei-
gentums, da der Käufer P von Beginn an nur das Eigentum an die-
ser mangelhaften Sache erworben hat. Wenn die Sache allerdings
zunächst nur teilweise defekt war – im obigen Beispiel nur bzgl. des
Schwimmschalters – und dieser ursprüngliche Mangel sich später
auf die gesamte Sache – übrige Anlage – ausdehnt, könnte doch
eine Eigentumsverletzung gegeben sein.

Die h.M. und Rspr. löst die Problematik des „weiterfressenden Man-
gels“ durch eine Abgrenzung der Schutzbereiche des vertraglichen
Gewährleistungsrechts (= Schutz des Äquivalenzinteresses, d.h. die
auf den Erwerb einer mangelfreien Sache gerichtete Vertragser-
wartung) und des Deliktsrechts (= Schutz des Integritätsinteresses,
d.h. Schutz des Eigentümers vor Zerstörung, Beschädigung, etc.
seiner Sachen) über das Kriterium der Stoffgleichheit: Besteht
zwischen dem ursprünglichen Mangel und dem später eingetrete-
nen Schaden „Stoffgleichheit“, ist nur das Äquivalenzinteresse be-
einträchtigt, sodass eine Eigentumsverletzung ausscheidet, be-
steht keine Stoffgleichheit, so ist über das Äquivalenzinteresse hin-
aus auch das Integritätsinteresse verletzt, sodass eine Eigentums-
verletzung vorliegt.

Stoffgleichheit liegt vor, 

n wenn die Sache aufgrund des ursprünglichen Mangels von
vornherein nicht oder nur sehr eingeschränkt verwendbar ist
oder

n wenn der Mangel technisch nicht behebbar ist oder

n wenn der Mangel nicht wirtschaftlich vertretbar zu beheben ist.

Bezogen auf das obige Beispiel bedeutet die Anwendung dieser
Grundsätze, dass eine Eigentumsverletzung gegeben ist: Die Ölrei-

! Beachte: 
Die Problematik des 
weiterfressenden Man-
gels ist ein Klausurklas-
siker. Daher müssen Sie 
sich die Abgrenzung 
über die Stoffgleich-
heit und deren Fall-
gruppen unbedingt 
einprägen!
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gelangt. Dabei gilt im Hinblick auf den Umfang der Fabrikati-
onspflicht: Je größer die Gefahr, desto höher sind die Anforde-
rungen an die Absicherung der Gefahrenquelle.

Beispiel für einen Fabrikationsfehler: Ein Hühnerimpfstoff wird beim Ab-
füllvorgang verunreinigt.

Beachte: Ein Fabrikationsfehler betrifft in der Regel einzelne Exem-
plare einer Serie, z.B. wegen Fehlverhaltens eines Arbeitnehmers,
oder auch mehrere Stücke der Produktion, z.B. bei Fehlfunktion ei-
ner Maschine über mehrere Stunden.

n Instruktionspflicht: Der Hersteller muss den Verbraucher über
die fachgerechte Verwendung des Produkts ausreichend infor-
mieren und ihn auf mögliche Gefahren hinweisen. Dabei muss
der Hersteller den Verbraucher auch auf Gefahren hinweisen,
die bei einem naheliegenden Fehlgebrauch des Produkts ent-
stehen; allerdings muss der Hersteller nicht vor Gefahren war-
nen, die allgemein bekannt sind.

Beispiel für einen Instruktionsfehler: Der Hersteller gezuckerten Kinder-
tees weist die Verbraucher nicht darauf hin, dass „Dauernuckeln“ der Kinder
mit diesem Getränk Karies verursachen kann.

Beachte: Gelangt das Produkt nach den berechtigten Erwartun-
gen des Herstellers nur in die Hände von Personen, die mit den Ge-
fahren vertraut sind, besteht keine Instruktionspflicht.

n Produktbeobachtungspflicht: Der Hersteller muss auch nach
Auslieferung der Ware sein Produkt beobachten und einschrei-
ten, wenn sich Mängel oder Risiken zeigen. Dabei trifft ihn – je
nach Größe der Gefahr – unter Umständen sogar eine Rückhol-
pflicht.

Beispiel für einen Produktbeobachtungsfehler: Der Hersteller von Pfle-
gebetten warnt den Rechtsverkehr nicht, obwohl mittlerweile erkannt wur-
de, dass die Gefahr besteht, dass die Benutzer dieser Betten sich bei dem
Gebrauch erheblich verletzen können.

II. Modifizierung der allgemeinen Beweislastregeln

Grundsätzlich gilt für die Verteilung der Beweislast die allgemeine
Regel, dass jeder die Darlegungs- und Beweislast dafür trägt, dass
der Tatbestand der für ihn günstigen Rechtsnorm erfüllt ist. D.h.
der Anspruchsteller trägt die Beweislast für die anspruchsbegrün-
denden Tatsachen (Ebene: „Anspruch entstanden“) und der An-
spruchsgegner für die Untergangsgründe und Einreden (Ebene:
„Anspruch untergegangen“ bzw. „Anspruch durchsetzbar“). Folg-

!

!

Teilweise bestimmt das 
Gesetz die Beweislast:
n § 280 Abs. 1 S. 2
n § 619 a
n § 22 AGG
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